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Beschluss
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zu Reformen am Arbeitsmarkt

Der Bundesrat hat in seiner 790. Sitzung am 11. Juli 2003 gemäß Artikel 76 Abs. 2
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu
nehmen:

1. Ziel muss es sein, die wirtschafts-, finanz-, sozial- und arbeitsrechtlichen
Rahmenbedingungen wieder stärker auf die Förderung von Beschäftigung
auszurichten.

Das von der Bundesregierung prognostizierte und ohnehin nicht erreichbare
mittelfristige Wachstum des realen BIP würde nicht ausreichen, um die
vorhandenen Arbeitsplätze in Deutschland zu sichern, geschweige denn neue
Arbeitsplätze zu schaffen.

Nur wenn Beschäftigungshürden abgebaut und Unternehmergeist gefördert
werden, kann es gelingen, den Arbeitsmarkt zu beleben. Zum anderen müssen
alle Einsparpotenziale in der Arbeitslosenversicherung konsequent genutzt
werden, um den Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung deutlich zu senken
und so zu einer Reduzierung der Lohnnebenkosten beitragen zu können.
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2. Der Bundesrat hält einen weitergehenden Gesetzentwurf, mit dem
Überreglementierungen in verschiedenen Bereichen des Arbeitsrechts beseitigt
und Einsparungen in der Arbeitslosenversicherung ermöglicht werden, für den
richtigen Weg.

Dieser Gesetzentwurf sollte sich an folgenden Eckpunkten orientieren:

- Beschäftigungsorientierte Abweichungen von Tarifverträgen werden unter
Beachtung der Tarifautonomie zugelassen. Betriebliche Bündnisse für
Arbeit und beschäftigungssichernde Betriebsvereinbarungen werden
gesetzlich abgesichert.

- Im Tarifvertragsgesetz wird klargestellt, dass es den Unternehmen möglich
ist, Arbeitslose während der Probezeit unter Tarif zu beschäftigen.

- Die gerade für mittelständische Betriebe kostentreibenden Teile des
Gesetzes zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes vom 23. Juli 2001
(BetrVerf-Reformgesetz) werden zurückgenommen.

- Außerdem wird Arbeitnehmern durch eine Öffnungsklausel die Option
eingeräumt, gegen die vorherige Vereinbarung einer Abfindung auf
Kündigungsschutzklage zu verzichten. Für Existenzgründer entfällt
während der ersten vier Jahre ihrer Existenz der Kündigungsschutz für ihre
Arbeitnehmer.

- Zu weit gehende Regelungen im Gesetz über Teilzeit- und befristete
Arbeitsverträge vom 21. Dezember 2000 werden auf das notwendige und
sinnvolle Maß beschränkt. Dazu wird insbesondere der generelle
Teilzeitanspruch auf einen Teilzeitanspruch bei notwendiger Betreuung von
Familienangehörigen (Kinder und Pflegebedürftige) reduziert.

- Der "pro-rata-temporis Grundsatz" wird bei der Berücksichtigung von
Teilzeitbeschäftigten bei Schwellenwerten für alle arbeitsrechtlichen
Gesetze und Verordnungen festgeschrieben.
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- Das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz wird weiter dergestalt geändert, dass
ein Leiharbeitnehmer erst nach Ablauf des zwölften Monats der
Beschäftigung beim selben Entleiher Anspruch auf das dort geltende
tarifliche Entgelt hat.

- Zur Senkung der Lohnnebenkosten wird der Beitragssatz in der
gesetzlichen Arbeitslosenversicherung in drei Jahresschritten von derzeit
6,5 % auf 5 % abgesenkt.

3. Der Bundesrat weist ausdrücklich darauf hin, dass mit der Neuregelung der
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes keine finanzielle Belastung für Länder und
Kommunen einhergehen darf. Angesichts der angespannten Lage der
kommunalen Haushalte sind zusätzliche Belastungen nicht verkraftbar. Die
nach Ablauf der Übergangsfrist zu erwartenden höheren Ausgaben der
Kommunen für die Sozialhilfe müssen daher vom Bund finanziell ausgeglichen
werden.


